
DIE POLITISCHE INFRASTRUKTUR

Die öffentliche Meinung
THOMAS A. HERZ

Einleitung

Jüngst wies Ralf Dahrendorf1 auf eine anti-europäische, anti-westliche Strö-
mung in der Bundesrepublik hin. Zwar gäbe es in der offiziellen Politik nur ver-
einzelte Vertreter dieser Richtung. An der Realität ändere dies nichts. Diese
Behauptung läßt sich durch Hinweise auf die geschichtliche Vergangenheit
Deutschlands belegen und sie erhält neue Nahrung durch die seit der Wahl Ro-
nald Reagans zum Präsidenten der Vereinigten Staaten gegen die USA gerich-
tete Kritik. Die Bundesrepublik galt aber seit jeher als sehr Europa-freundlich.
Auch diese Behauptung läßt sich belegen, z:B. durch Meinungsforschungser-
gebnisse und durch das offizielle politische und wirtschaftliche Engagement in
der Europapolitik. Die beiden Behauptungen — eine Abkehr von Europa und
eine Europa-freundliche Haltung — widersprechen sich nur scheinbar. Die
„Strömung" setzt sich nicht immer in Politik um. Anti-westlich, anti-europäisch
und anti-amerikanisch sind gar nicht komplementär. Trotzdem fragen sich
manche Beobachter, ob in den letzten Jahren in der Bundesrepublik eine Di-
stanzierung von den Vereinigten Staaten und von Europa stattgefunden hat.
Alexander Boguslawski2 meint feststellen zu können, der Glaube an den Euro-
päischen Zusammenschluß sei in der Bundesrepublik in den vergangenen 30
Jahren geringer geworden. Er führt das geringere Engagement für europäische
Belange in der Bundesrepublik auf ein zunehmendes „Regionalbewußtsein"
und eine Abkehr von der „großen" Politik zurück. Man wende sich verstärkt
dem unmittelbaren Interaktionsraum zu, da sich die zentralistische Politik in ei-
ner Legitimationskrise befinde. Die Abkehr von der Integration sei auch durch
die Europapolitik selbst verursacht worden. Bürokratisierung, veränderte Be-
deutung von Kommission und Ministerrat, hohe deutsche Kosten („Zahlmei-
ster") hätten zu einer pessimistischeren Einschätzung geführt. Dieses Verhält-
nis von nationaler und supra-nationaler Orientierung greift Ulrich Everling3

auf. Er führt die Probleme der Europäischen Gemeinschaft auf die Interessen-
gegensätze zwischen den Nationen zurück — Gegensätze ökonomischer, sozia-
ler und kultureller Natur. Hier zwischen den gegensätzlichen Positionen einen
Weg zu finden sei nicht einfach, und man könne schnelle Erfolge nicht erwar-
ten.

Nicht alle diese Meinungen und Behauptungen lassen sich mit Umfragedaten
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darstellen bzw. überprüfen. Im folgenden werden einige Meinungsforschungs-
ergebnisse diskutiert und dabei u.a. die Entwicklung in der Bundesrepublik mit
den Veränderungen in den anderen Mitgliedsländern verglichen. Gibt es eine
Sonderentwicklung in der Bundesrepublik? Sind nationale oder regionale
„Kräfte" wirksam? Worin liegen die sachbezogenen Unterschiede zwischen
den Mitgliedsländern vom Standpunkt der Befragten aus betrachtet? Bevor
diese Themen behandelt werden, müssen einige technische und methodische
Probleme dargestellt werden.

Zur Methode
Informationen über die öffentliche Meinung in den EG-Mitgliedsländern ent-
halten die „euro-barometer" genannten Berichte. Die Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaft führt seit 1974 zweimal jährlich eine Befragung von re-
präsentativen Querschnitten der Bevölkerung im Alter über 15 Jahren in den
Mitgliedsländern der Gemeinschaft durch. In den sechziger und frühen siebzi-
ger Jahren wurden ebenfalls in unregelmäßigen Abständen Befragungen durch-
geführt. Verschiedene Fragen sind in der gleichen Formulierung über die Jahre
immer wieder gestellt worden und erlauben eine Analyse der Meinungsbildung
und Einstellungsveränderung. Da die Meinungsforschungsinstitute bemüht
sind, Fragen sinnadäquat zu übersetzen, lassen sich Antwortverteilungen in
verschiedenen Ländern miteinander vergleichen. Solange keine spezifischen
Einwände gegen die Vergleichbarkeit von Fragen erhoben werden (der in einer
Frage enthaltene Begriff „very much for" ruft denselben Typ von Reaktionen
in Großbritannien und Irland hervor wie „tres pour" in Frankreich und „sehr
dafür" in der Bundesrepublik), gelten sie als vergleichbar. Wenn man zwei Fra-
gen, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten gestellt wurden, miteinander ver-
gleicht, ist man geneigt (falls die Antworten unterschiedlich ausfallen), von
Einstellungsveränderung zu sprechen. Dies ist auch unproblematisch, solange
relativ wenige Jahre — zwei, drei oder fünf — zwischen den Zeitpunkten liegen.
Sind von der ersten zur letzten Erhebung 30 Jahre vergangen, muß die Aussage
differenziert werden. Der soziale „Metabolismus" führt dazu, daß nach 30 Jah-
ren eine junge Generation politisch reif geworden ist, während eine alte Gene-
ration gestorben ist. Sind Einstellungen heute andere als 1952, hat dies mög-
licherweise nichts mit individuellen Einstellungsänderungen zu tun, sondern
beruht auf der veränderten Zusammensetzung der Bevölkerung. Dieser Um-
stand wird im Artikel von Alexander Boguslawski4 nicht hervorgehoben. Das
Problem führt dazu, eine optimale Zeitspanne für Vergleiche wählen zu müs-
sen.

Die folgende Analyse ist auf den Zeitraum 1973 - 1981 beschränkt. Neben
dem oben genannten methodischen Grund spricht auch die Erweiterung der
Europäischen Gemeinschaft im Jahre 1973 für diese Wahl. Damit wird eine re-
lativ geschlossene geschichtliche Periode abgedeckt. Der Vergleich wird durch
die Wahl des Jahres 1973 als Basis nicht verzerrt. Nach einer Durchsicht ver-
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schiedener Meinungsforschungsergebnisse erscheint 1973 nämlich als ein rela-
tiv durchschnittliches Jahr. Möglicherweise standen am Anfang der Erweite-
rung der EG höhere Erwartungen als vor- oder nachher. Damit würde man den
Unterschied zu heute eher über- als untertreiben. Zu Griechenland ist zu be-
merken, daß erst seit dem 1.1. 1981 Meinungsforschungsergebnisse vorliegen,
da es erst seit diesem Zeitpunkt Mitglied der EG ist. Gesamtergebnisse für die
EG beziehen sich heute auf die „Zehn", 1973 auf die „Neun". Wo immer mög-
lich wird der spezielle „Griechenland-Effekt" isoliert.

Stand und Entwicklung der Einstellung zur Europäischen Integration
Die erste hier zu behandelnde Frage hat folgende Formulierung5: „Sind Sie al-
les in allem für oder gegen die derzeitigen Bemühungen um die Einigung West-
europas? Sind Sie sehr dafür, etwas dafür, etwas dagegen, sehr dagegen?".
Diese Frage mißt in allgemeinster Form die Einstellung zur Integration. Wel-
ches die Gründe für die eine oder andere Antwort sind, geht aus ihnen nicht
hervor. Die durchschnittliche Einstellung der Befragten in den zehn Mitglieds-
ländern , also einschließlich Griechenland, betrug bei der zuletzt durchgeführ-
ten Untersuchung (Oktober/November 1981), gemessen an dem Anteil, der
„sehr dafür" antwortete, 31 %. Wie war die durchschnittliche Einstellung 1973?
Damals haben 30 % die gleiche Antwortvorgabe gewählt. Ein auf die ursprüng-
lichen sechs Mitglieder der EG beschränkter Vergleich über den gleichen Zeit-
raum zeigt auch, daß im Durchschnitt keine Änderung der Einstellung stattge-
funden hat. Von diesem Mittelwert wichen Ende des Jahres 1981 vor allem die
Briten, die Iren und die Dänen ab. Nicht anders war es 1973, aber damals wie-
sen auch die Franzosen und die Belgier nach dieser Frage eine unterdurch-
schnittliche positive Einstellung auf (positiv: im Sinne der Befürworter der In-
tegration). In diesen letztgenannten Ländern hat die Bevölkerung in der Zwi-
schenzeit ihre Einstellung leicht in positiver Richtung verändert. Zurückgegan-
gen sind die positiven Antworten besonders stark in der Bundesrepublik (um
11 Prozentpunkte), in den Niederlanden und in Dänemark. Die Veränderung
über diesen achtjährigen Zeitraum ist also durchaus heterogen. Diese länder-
spezifische Veränderung der Einstellung wird jedoch manchmal durchbrochen
durch eine allen Bevölkerungen der Mitgliedsländer gemeinsame Reaktion.
Die Antworten auf die oben genannte Frage erreichten im April 1981 einen
Tiefpunkt. Das bedeutet, daß es zwischen Oktober/November 1980 und April
1981 ein Ereignis gab, welches kurzfristig ein Einstellungstief verursachte. Es
könnte dies der Streit um ein Fischerei-Abkommen gewesen sein, der um diese
Zeit die Aufmerksamkeit — und das Unverständnis — der Bevölkerung auf sich
zog. Dieser Streit zeigte, wie leicht es zu einer Blockade des „policy making"
kommen kann und welche negativen Konsequenzen für die betroffenen Fischer
entstehen.

An der Frage nach der allgemeinen Einstellung zur Integration wird eine
Veränderung deutlich, die man als Meinungsbildungsprozeß bezeichnen könn-
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te. Diejenigen Personen, die sich in den sechziger und siebziger Jahren nicht
für die EG engagierten — sie waren weder für noch gegen die Integration —
sind mobilisiert worden. Zwar sind aus ihnen keine glühenden Europäer ge-
worden, denn aus den Befragungsergebnissen ist zu schließen, daß sie eher mit
„dafür" als mit „sehr dafür" antworten, aber sie sind mobilisiert worden.
Gleichzeitig lassen andere Ergebnisse, die sich auf den Zeitraum 1973 bis 1981
beziehen, erkennen, daß sogenannte Meinungsführer (Befragte, die von sich
sagen, sie diskutierten häufig über Politik und würden andere von ihrer Mei-
nung zu überzeugen versuchen) im Laufe der Zeit die extremere Alternative
zugunsten der „dafür" Alternative eintauschen6. Es findet also in den sechziger
und siebziger Jahren auf der einen Seite eine Mobilisierung für die Integration
statt, die andererseits überlagert wird von einer „Abkühlung" des Engage-
ments bei den Befürwortern der EG. Die Durchschnittszahlen verdecken diese
gegenläufigen Veränderungen.

Die zweite Frage, die diskutiert werden soll, lautet7: „Ist allgemein gesehen
die Mitgliedschaft (Ihres Landes) in der Europäischen Gemeinschaft Ihrer Mei-
nung nach eine gute Sache — eine schlechte Sache — oder weder gut noch
schlecht?". Durch diese Frage wird der Befragte gebeten, die Nützlichkeit der
Mitgliedschaft zu beurteilen. Auch in dieser Frage hat sich zwischen 1973 und
1981 im EG-Durchschnitt wenig bewegt. Zwar sind die Europäer gespalten,
denn gegenwärtig meinen nur 53 %, die EG sei eine gute Sache. 1973 waren es
56 %. Ein Blick auf die Zahlen für die ursprünglichen „Sechs" zeigt auch dort
einen leichten Rückgang, d.h. die geringere Zahl für 1981 kann nicht auf die
griechischen Ergebnisse zurückgeführt werden. Wieder sind 1981 die Briten,
die Dänen und die Iren weniger positiv eingestellt als die Bevölkerung in den
anderen Mitgliedsländern; besonders positiv ist die Beurteilung in den Nieder-
landen, in Luxemburg und in Italien. Irland weicht aber weniger stark vom Ge-
samtdurchschnitt ab als in der ersten Frage. Offensichtlich spiegeln sich in die-
ser Tatsache positive Effekte, die die Mitgliedschaft auf die irische Wirtschaft
hatte, wider. Dennoch : Die Bevölkerungen in Irland wie in den meisten ande-
ren Mitgliedsländern folgen dem leicht negativen Trend; besonders stark ist die
Abnahme in Dänemark, Frankreich und Irland. Nur die Holläner, Luxembur-
ger und Italiener urteilen 1981 positiver als 1973.

Die dritte zu kommentierende Frage lautet8: „Wenn es morgen hieße, die
Europäische Gemeinschaft sei gescheitert — würden Sie dies sehr bedauern —
wäre es Ihnen gleichgültig — oder wären Sie sehr erleichtert?". Diese Frage
zielt auf die gefühlsmäßige Identifikation mit der Gemeinschaft. Bedauern
würden es im Oktober/November 1981 38%, 3 Prozentpunkte weniger als
1973. Auch diese Frage deutet auf einen leichten Rückgang der positiven Iden-
tifikation mit der EG hin. Dieser Unterschied ist aber auf die griechischen Zah-
len zurückzuführen, die die Durchschnittsbildung 1981 nach unten drücken.
Nur 17 % der Griechen würden ein Scheitern der EG bedauern, ein verständli-
ches Ergebnis, wenn man die Kürze der Mitgliedschaft berücksichtigt. Unter
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den ursprünglichen „Sechs" ändert sich die Einstellung in positiver Richtung.
Vor allem die Briten, die Dänen und die Belgier stehen der EG reserviert ge-
genüber, während die Iren nur wenig vom Durchschnitt abweichen. Im Zeit-
raum 1973 bis 1981 werden vor allem in Belgien, aber auch in Dänemark, in der
Bundesrepublik und in Frankreich die Einstellungen negativer.

Die Fragen, die bisher diskutiert wurden, sind natürlich wenig verpflichtend.
Es ist leicht, für die Integration Europas zu sein oder zu sagen, Mitgliedschaft
sei eine gute Sache. Ein stärkeres Engagement setzt folgende Frage voraus9:
„Was meinen Sie, wenn ein anderes Land der Europäischen Gemeinschaft in
starke wirtschaftliche Schwierigkeiten gerät, sollten dann die anderen Länder
(Ihr eigenes eingeschlossen) diesem Land helfen oder nicht?". Hilfe bedeutet
hier offensichtlich wirtschaftliche Hilfe. Trotzdem sind drei Viertel der Befrag-
ten im April 1981 der Meinung, man sollte helfen. Nicht anders war es 1973.
Damals erwiesen sich die Dänen und die Briten als weitaus weniger bereit zu
helfen als der Durchschnitt. Bei dieser Meinung sind sie geblieben, nur: Deut-
sche und Belgier haben sich ihnen gleichgestellt. Das bedeutet, daß in acht Jah-
ren diese Form der Solidarität in Belgien und in der Bundesrepublik besonders
stark zurückgegangen ist. Dagegen treten in Dänemark und vor allem im Ver-
einigten Königreich heute mehr Befragte für die gegenseitig Hilfe ein. Man
kann natürlich diese Zunahme als Ausdruck einer egoistischen Kalkulation in-
terpretieren. Dabei müßte man erklären, warum die Belgier, deren wirtschaft-
liche Situation genauso prekär ist wie die britische, nicht häufiger für Solida-
rität eintreten.

Zwischenbilanz: Im EG-Durchschnitt ist die Einstellung zur Europäischen
Integration außerordentlich stabil. Sowohl die „leichten", wenig verpflichten-
den Fragen, als auch die „schwierigen" Fragen ergeben dieses Resultat. Ange-
sichts der vielen Krisen, die die Gemeinschaft in den siebziger Jahren geschüt-
telt haben — Hans Vorländer10 spricht sogar von einer besonderen Situation
Ende der siebziger Jahre, da exogene und endogene Störungen gleichzeitig auf-
treten — ist diese Stabilität erstaunlich. Es gibt, wie das zeitweilige Tief im
April 1981 zeigt, Umstände, die kurzfristig die Einstellung in den Ländern si-
gnifikant beeinflussen können, aber offensichtlich pendelt sich die Einstellung
wieder auf ein bestimmtes Niveau ein. Diese Feststellung gilt allerdings nur für
diesen achtjährigen Zeitraum. Es ist durchaus möglich, daß längerfristige Ent-
wicklungen andere Gesetzmäßigkeiten aufweisen. Es ist jedoch kaum anzuneh-
men, daß das sich wandelnde Institutionengefüge der EG sich auf die Einstel-
lungen merklich auswirkt. Die Direktwahl zum Europäischen Parlament im Ju-
ni 1979 hat offenbar keine Wirkungen in der öffentlichen Meinung gezeigt, die
heute noch sichtbar wären.

Bei einer langfristigen Betrachtung ist, wie oben bereits gesagt, der Genera-
tionswechsel zu berücksichtigen. Einzelne Länder weichen nun von der Ge-
samtentwicklung deutlich ab. Hierzu gehört die Bundesrepublik. Nach allen In-
dikatoren zu urteilen geht das europäische Engagement zurück. Auch in Däne-
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mark sind die positiven Antworten weniger geworden und das bei einem gene-
rell niedrigen Sympathieniveau. In Frankreich ist ebenfalls ein Rückgang zu be-
obachten, allerdings nicht so systematisch wie in der Bundesrepublik. In Italien
dagegen zeigen alle Indikatoren eine entgegengesetzte Entwicklung an. Gibt es
hierfür gemeinsame Ursachen? Ist vielleicht ein nationalistischer oder regiona-
listischer Trend, wie ihn Alexander Boguslawski11 für die Bundesrepublik dia-
gnostiziert, dafür verantwortlich?

Dies scheint wenig wahrscheinlich. Erstens ist der Regionalismus in der Bun-
desrepublik nicht sichtbar. Auch Hans Mommsen12 vermag in seiner Analyse
des Nationalismus nur auf das in der Bundesrepublik neuerwachte Interesse an
der regionalen Geschichte hinzuweisen. Regionalismus ist in Frankreich und
Großbritannien viel stärker, dies hat auch seinen Ausdruck gefunden in den
politischen Schritten zur „devolution" in beiden Ländern. Belgien droht immer
wieder in Stücke zu zerfallen, während Dänemark allenfalls mit dem grönländi-
schen Regionalismus Probleme hat.

Als Erklärung müssen eher eine Vielzahl von Faktoren herangezogen wer-
den, die Nationen-spezifisch sind und auf die die Bevölkerungen in unter-
schiedlicher Weise reagieren. In der Bundesrepublik mögen am ehesten finan-
zielle Erwägungen eine Rolle gespielt haben. In Dänemark tritt 1973 Mogens
Glistrups „Steuerprotestpartei" (Fremskridspartiet) in Erscheinung. Hier
könnte man am ehesten von einer Legitimationskrise sprechen - nicht jedoch
in der Bundesrepublik13.

Interessenstandpunkte in den Mitgliedsländern
Im Nationalismus, vor allem in seiner übersteigerten Form, kommen Interes-
sen zum Ausdruck, die in vielen Fällen nicht kompromißfähig sind. Souveräni-
tät und nationale Symbole gehören hierhin. Sie wurden im Konflikt zwischen
Großbritannien und Argentinien um die Falklandinseln deutlich sichtbar. Auch
die traditionell unterdurchschnittlichen positiven Einstellungen zur EG in
Großbritannien, in Dänemark und teilweise auch in der Irischen Republik, auf
die oben hingewiesen wurde, lassen sich zum Teil auf nationale Identifikatio-
nen zurückführen. Wie ist es aber mit den handfesten Gegensätzen? In wel-
chem Ausmaß gibt es zwischen den Mitgliedsländern unterschiedliche Vorstel-
lungen über das Wohl und Weh, über das, was wichtig und unwichtig ist?

Eine Antwort auf diese Fragen ist nur auf indirektem Wege zu erlangen. Im
eurobarometer Nr. 16 (Oktober/November 1981) wurde folgende Frage ge-
stellt: „Ich möchte Ihre Ansicht zu einigen wichtigen Fragen kennenlernen. Sa-
gen Sie mir daher, inwieweit Sie mit den folgenden Punkten einverstanden oder
nicht einverstanden sind". Dem Befragten wurde eine Liste mit neun Sachfra-
gen vorgelegt (Verringerung von Einkommensunterschieden/Ausbau der
Kernenergie/Strengere Strafen für Terroranschläge/Mehr Verstaatlichung von
Privatunternehmen/Größere Anstrengungen Westeuropas auf dem Gebiet der
Verteidigung/Stärkeres Eingreifen des Staates in die Wirtschaft/Erhöhung der
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wirtschaftlichen Hilfe für die Dritte Welt/Entschiedenere Maßnahmen auf dem
Gebiet des Umweltschutzes/Mehr Selbstverwaltung für die regionalen Gebiets-
einheiten). Die neun Sachfragen lassen sich unter vier Zielkategorien subsu-
mieren, die mit den Begriffen Gleichheit, Prosperität, Sicherheit und Lebens-
qualität umschrieben werden können. Über welche Ziele besteht zwischen den
Mitgliedsländern Einigkeit? Wo zeigen sich divergierende Interessen?

Dazu folgende Überlegung: Erstens hängt die Wirkung von Dissens und
Konsens in der Bevölkerung von der Verankerung eines Issues im bestehenden
Parteiensystem ab. Einige Probleme haben eine lange parteipolitische Tradi-
tion, andere sind erst in den letzten Jahren aktuell geworden. Des weiteren
spielt die Verteilung von Einstellungen auf verschiedene Alternativen eine gro-
ße Rolle. Wenn eine überwältigende Mehrheit der Bevölkerung ein bestimmtes
Ziel befürwortet wird eine Partei, die Gegner dieser Alternative ist, von einer
Aktualisierung des Problems nicht profitieren. Bei einer Gleich Verteilung der
Einstellungen heben sich Gewinne und Verluste mehr oder weniger auf14.

Unter Gleichheit sind die Ziele: Verringerung von Einkommensunterschie-
den und Erhöhung der wirtschaftlichen Hilfe für die Dritte Welt zu subsumie-
ren. Bei aller Unterschiedlichkeit der Objekte geht es prinzipiell um die gleiche
Sachfrage. Das heißt jedoch nicht, daß die Befragten sie in gleicher Weise be-
urteilen. Im EG-Durchschnitt herrscht ein weitgehender Konsens über die
Wünschbarkeit geringerer Einkommensunterschiede, denn 81 % sind „völlig
dafür" oder „dafür" (im folgenden werden diese beiden Antwortalternativen
als Befürwortung bezeichnet). Die Erhöhung der Entwicklungshilfe befürwor-
ten nur 56 %. Das erste ist ein traditionelles politisches Ziel, vor allem von den
sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien verfolgt. Es gibt institutiona-
lisierte Verfahren zur Zielerreichung. Ihre Relevanz wird deutlich, wenn man
die nationalen Unterschiede in den Einstellungen analysiert. Es gibt in Däne-
mark, in Großbritannien und Nordirland und in den Niederlanden starke Min-
derheiten (30% —40%), die indifferent oder Gegner irgendwelcher Maßnah-
men auf diesem Gebiet sind.

Eine Erklärung für diesen Umstand liegt im Ausmaß der erreichten Gleich-
heit bzw. im Umfang der Maßnahmen, die man ergriffen hat, um Gleichheit zu
gewährleisten. Die Ausgaben für soziale Sicherung, die ja auch ein gewisses
Maß an Gleichheit gewährleisten sollen, sind im letzten Jahrzehnt in Dänemark
und in den Niederlanden besonders stark gestiegen. In Großbritannien ist die
Institutionalisierung des Wohlfahrtsstaates früh und auf breiter Basis erfolgt.
Dies und andere Umstände haben zu einer gleichmäßigeren Einkommensver-
teilung geführt als in anderen europäischen Staaten. Unterschiede der Einstel-
lungen in den Mitgliedsländern lassen sich somit durch die institutionelle Struk-
tur erklären, die auch parteipolitisch gestützt wird. Gemeinsame EG-Initiati-
ven müssen auf diese Tatsache Rücksicht nehmen, auch wenn in allen Ländern
Mehrheiten eine Verringerung von Einkommensunterschieden befürworten.
Hilfe für die Dritte Welt ist ein parteipolitisch weniger differenzierendes Issue
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und die Verteilungen der Einstellungen in den Mitgliedsländern der EG geben
nicht Anlaß zu der Annahme, eine Aktualisierung dieser Sachfrage würde die
parteipolitischen Fronten verhärten. Auf der anderen Seite gibt es recht große
Unterschiede zwischen den Ländern. Die wenigsten Befürworter finden wir in
der Bundesrepublik (39 %) und in Belgien (42 %), die meisten in Luxemburg,
Italien, Irland und Frankreich (71 % - 68 %). Dieser nationale Dissens müßte
überwunden werden ehe gemeinsame Initiativen Aussicht auf Erfolg hätten.

Prosperität oder wirtschaftliches Wachstum, das zweite Ziel, wird repräsen-
tiert durch die folgenden Sachfragen: Mehr Verstaatlichung, stärkeres Eingrei-
fen des Staates in die Wirtschaft und Ausbau der Kernenergie. Der EG-weite
Konsens ist am größten in der Frage der Verstaatlichung, denn nur 35 % befür-
worten solche Maßnahmen. Immerhin 62% sind für staatliche Eingriffe in die
Wirtschaft, während 58 % einen Ausbau der Kernenergie wollen. Verstaatli-
chung wird negativ beurteilt in fast allen Mitgliedsländern der EG, besonders
stark in Dänemark. Nur in Irland und in Griechenland finden sich jeweils
Mehrheiten für dieses wirtschaftliche Ziel. Das dänische Ergebnis muß auf dem
Hintergrund der politischen Auseinandersetzung der letzten Jahre gesehen
werden. Die Fortschrittspartei des Mogens Glistrup, die sich zum Ziel gesetzt
hat, die Einkommenssteuer und einen goßen Teil der staatlichen Bürokratie
abzuschaffen, hat eine lebhafte Diskussion über Sinn und Unsinn staatlicher
Aktivitäten ausgelöst, die offensichtlich zum Ergebnis geführt hat, daß nur
17 % mehr Verstaatlichung befürworten. In Griechenland dagegen ist der poli-
tische Kurs des Andreas Papandreou darauf ausgerichtet, Ziele wie Verstaatli-
chung positiv erscheinen zu lassen.

Das Für und Wider von Verstaatlichung ist traditionell mit dem Parteiensy-
stem verbunden und eine Aktualisierung würde sicherlich die parteipolitischen
Fronten verhärten, denn die Verteilung der Einstellungen in den Ländern erge-
ben fast überall relativ klare Mehrheiten. Gemeinsame Schritte der „Zehn"
können nur in Richtung weniger Verstaatlichung gehen. Aber Ablehnung von
Verstaatlichung heißt nicht generell Ablehnung des Staates. Diese scheinbare
Diskrepanz der Einstellung erklärt sich z.T. durch die positive Bewertung
staatlicher Kontrollfunktion. Staatliche Eingriffe könnten heißen: Kontrolle
multinationaler Öl-Riesen, der umweltbelastenden Industrie etc.. Eine Mehr-
heit im EG-Durchschnitt befürwortet staatliche Eingriffe, und besonders deut-
liche Mehrheiten finden wir in Griechenland, Italien und Irland, während die
Dänen und die Deutschen deutlich weniger Sympathien für dieses Ziel zum
Ausdruck bringen. In viel stärkerem Maße als im Falle der Verstaatlichung
liegt hier der Dissens nicht nur innerhalb der Staaten, sondern auch zwischen
den einzelnen Ländern. Einer gemeinsamen EG-Politik auf diesem Gebiet ste-
hen also recht hohe Barrieren im Wege, zumal parteipolitische Differenzen seit
jeher existieren.

In der Frage der friedlichen Nutzung der Kernenergie, die im EG-Durch-
schnitt von 58 % befürwortet wird, weichen die kleinen Länder auf der einen,

Jahrbuch der Europäischen Integration 1981 383



DIE POLITISCHE INFRASTRUKTUR

die großen auf der anderen Seite von diesem Druchschnitt ab. Die erstgenann-
ten lehnen mehr oder weniger stark den Ausbau ab, die großen befürworten
ihn mehrheitlich. Dieses Issue ist in den Mitgliedsländern parteipolitisch nicht
klar geortet. Jedoch sind hier die nationalen Interessen so deutlich verschieden,
daß gemeinsame Schritte der „Zehn" kaum erwartet werden können. Die mei-
sten gemeinsamen Maßnahmen, die als Ziel wirtschaftliches Wachstum und
Prosperität hätten, würden große Probleme aufwerfen.

Das dritte Ziel, das behandelt werden soll, ist Sicherheit. Darunter sind hier
Maßnahmen gegen Terrorismus und größere Verteidigungsanstrengungen zu-
sammengefaßt. Wie Terroristen zu bestrafen sind ist eine Frage, die erst in den
siebziger Jahren aktuell geworden ist. Es gibt keine traditionellen Antworten,
keine typischen Verfahren. Das wird deutlich, wenn wir einen Blick auf die
Zahlen in den einzelnen Ländern richten. Abweichungen vom EG-Durch-
schnitt — 86 % befürworten strengere Strafen - sind gering. Ob gemeinsame
Maßnahmen der Mitgliedsländer zur Verschärfung der Strafen mit dem Rechts-
staat zu vereinbaren wären, ist eine Frage — mit Unterstützung durch die Be-
völkerung der EG könnten solche oder entsprechende Maßnahmen sicherlich
rechnen.

Höhere westeuropäische Verteidigungsanstrengungen befürworten 53 % im
EG-Durchschnit. Nur die Dänen und die Belgier sind für dieses Ziel kaum zu
begeistern. Die Einstellung ist also weniger zwischen als innerhalb der Mit-
gliedsländer gespalten, und da der parteipolitische Dissens in Sachen Verteidi-
gung nicht ausgeprägt ist, sollten auf diesem Gebiet Widerstände gegen eine
gemeinsame Politik gering sein. Das Ziel Sicherheit ist in Europa nicht sehr
kontrovers.

Zum Schluß das Ziel Lebensqualität. Gemeint sind hier die Issues Umwelt-
schutz und regionale Selbstverwaltung. Entschiedenere Umweltschutzmaßnah-
men befürworten 93% aller Befragten; nationale Abweichungen von diesem
Konsens fallen nicht ins Gewicht. Umweltschutz ist ein Gebiet par excellence
für die Europäische Gemeinschaft. Gemeinschaftliche Maßnahmen könnten zu
einer Mobilisierung des Engagements seitens der Bevölkerung führen. Auch
Regionalismus wird mehrheitlich (66%) befürwortet, obwohl es hier größere
Unterschiede zwischen den Ländern gibt als im Falle des Umweltschutzes. Die
Bundesrepublik und Belgien weisen relativ gesehen einen geringeren Anteil
von Befürwortern auf (55 % — 56 %) als Griechenland (84 %) und Frankreich
(78%). Die parteipolitische Verankerung von regionaler Autonomie variiert
stark von Land zu Land. Jedoch scheint die Förderung des Regionalismus
durch die Europäische Gemeinschaft auf keine ernsthaften Widerstände zu sto-
ßen.

Die hier unterschiedenen Ziele Gleichheit, Prosperität, Sicherheit und Le-
bensqualität weisen eine recht unterschiedliche* interessenpolitische Veranke-
rung auf. Dissens in der einen oder anderen Form charakterisieren die beiden
erstgenannten Ziele. Ceteris paribus hätten hier gemeinsame politsche Schritte
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der Mitgliedsländer mit großen Schwierigkeiten zu rechnen. Sicherheit und Le-
bensqualität scheinen eher die Domäne der Europäischen Gemeinschaft zu
sein.
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